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Haager Gerichtsstands- und Vollstreckungsübereinkommen

Ihr Schreiben vom 24.6.2004

Sehr geehrter Herr Dr. Wagner,

die DGRI vertritt Juristen und Techniker, die sich mit dem IT Recht, insbesondere mit dem Software(vertrags)recht beschäftigen. Aufgrund der Tatsache, dass die trendbestimmenden Unternehmen der IT Branche überwiegend aus den USA stammen, steht der deutsch-amerikanische Rechtsverkehr bei internationalen Verträgen im IT Recht im Vordergrund. Vor diesem Hintergrund dürfen wir zu dem Vorschlag für eine Haager Konvention für die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen (21. bis 27.April 2004) wie folgt Stellung nehmen.

1. Die Bemühungen um den Abschluss einer derartiger Haager Konvention sind sehr zu begrüßen

Im US-amerikanischen Zivilprozessrecht sind zwar Gerichtsstandsvereinbarungen seit der grundlegenden Entscheidung des US Supreme Court in der Sache MS Bremen & Unterweser GmbH v. Zapata Off Shore Company
 grundsätzlich anerkannt. Allerdings werden Gerichtsstandsvereinbarungen nur zugelassen, wenn diese nicht „unreasonable, unjust, unfair oder unconscionable“ sind. Amerikanische Gerichte behalten sich insofern das Recht vor, Gerichtsstandsvereinbarungen nicht anzuerkennen, wenn nach Auffassung des jeweiligen Gerichts die vorgenannten Voraussetzungen nicht gegeben sind. 

Da es sich insofern um auslegungsbedürftige und relativ offene Kriterien handelt, die stark von den Umständen des Einzelfalles abhängen, muß der ausländische Kläger auch in Fällen, in denen man dies nicht unbedingt erwarten dürfte, damit rechnen, dass ein US Gericht seine Zuständigkeit ablehnt. Auf die Wirksamkeit einer Gerichtsstandsvereinbarung kann man daher nach geltendem US Zivilprozessrecht nicht vertrauen.

Darüber hinaus kennt das US-amerikanische Prozessrecht die sog. „forum non conveniens“ Lehre
. Nach diesen Grundsätzen kann ein Gericht seine Zuständigkeit verneinen und den Rechtsstreit an ein anderes Gericht u.a. auch ein Gericht in einem anderen Land verweisen, das nach seiner Auffassung als sachnäheres Gericht besser in der Lage ist, den Rechtsstreit zu entscheiden. In der Vergangenheit ist es vorgekommen, dass US amerikanische Gerichte ausländischen Klägern mit dieser Lehre den Zugang zu den US Gerichten in einer ausländerfeindlichen Weise versagt haben.

Um diese Nachteile in Zukunft zu vermeiden, wäre die Fertigstellung des Entwurfs und der Abschluss der Haager Konvention sehr sinnvoll.

2. Es sollte eine verbindliche Regelung vereinbart werden

Aufgrund der bisherigen Erfahrungen bestehen Zweifel an der Vertragstreue der USA bezüglich der Einhaltung der bisher abgeschlossenen Haager Konventionen

Hinsichtlich des Haager Zustellungsübereinkommens hat der Supreme Court der USA in der Sache Volkswagen Aktiengesellschaft v. Schlunk
 entschieden, dass das Abkommen für eine Zustellung gegenüber einem ausländischen Beklagten nicht als ausschliesslich anzusehen ist. Es wurde deshalb eine Zustellung gegenüber einer US amerikanischen Tochtergesellschaft der ausländischen Beklagten mit Wirkung gegen die ausländische Beklagte zugelassen.

Vergleichbares geschah nach dem Beitritt der USA zum Haager Beweisübereinkommen. In der Sache Societe Nationale Industrielle Aerospatiale v. U.S. District Court for the Southern District of Iowa
 hat der Supreme Court der USA die Auffassung vertreten, dass das Haager Beweisübereinkommen nur eine weitere Möglichkeit zur Beweiserhebung darstelle, die neben die Regeln des nationalen Rechts getreten sei
.

Unter diesen Umständen macht eine Haager Konvention über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen nur Sinn, wenn es nunmehr gelingt, die USA zu einer verbindlichen Regelung zu gewinnen. Der derzeitige Text  entspricht dem zwar insoweit, als entsprechende Gerichtsstandsvereinbarungen auch ohne entsprechende Abrede als „ausschliesslich“ angesehen werden und die „Forum Non Conveniens“ Lehre in Art. 5 (2) offenbar zumindestens für eine Verweisung an Gerichte eines anderen Landes ausgeschlossen wird. Es wäre aber zu überlegen, ob nicht der Vorrang dieser Regelung gegenüber etwa entgegenstehendem nationalem Prozessrecht an anderer Stelle der Konvention (z.B. in einem eigenen Artikel im hinteren Teil der Konvention) nochmals hervorgehoben werden sollte.

3. Die Ausnahmeregelungen zur ausschliesslichen Wirkung von Gerichtsstandsregelungen in Art. 7 sollten begrenzt sein

Um die ausschliessliche Wirkung von Gerichtstandsvereinbarungen sicherzustellen, sollten die Zuständigkeiten eines nicht gewählten Gerichts nach Art. 7 so weit wie möglich begrenzt werden. Wir sind daher der Meinung dass die in Art. 7 d) und e) vorgesehenen Regelungen entfallen sollten. Bei Art. 7  c) sollte der in FN 4 unter (iii) vorgesehene Wortlaut eingefügt werden. Es stellt sich außerdem die Frage, ob Art. 7 b) neben a) selbständige Bedeutung zukommen kann.

4. Die Regelungen bezüglich des „geistigen Eigentums“ in Art. 2 Abs. 2 und 3, Art. 6, Art. 10 erscheinen sinnvoll

Software wird zunächst als urheberrechtlich geschützt angesehen. Daneben kommt entsprechend der Rechtsentwicklung der letzten Jahre auch ein Patentschutz für softwarebasierende Erfindungen in Betracht.

Hinsichtlich der Urheberrechte verstehen wir den Entwurf der Konvention dahingehend, dass Urheberrechte und verwandte Schutzrechte nicht vom Anwendungsbereich der Konvention nach Art. 2 Abs. 2 ausgenommen sind, so dass insofern keinerlei Einschränkungen bestehen. Hinsichtlich der Patentrechte trägt die vorgesehene Regelung, die eine Inzidentprüfung mit inter partes Wirkung zulässt, wogegen eine verbindliche Wirkung erga omnes nur von den Gerichten des Staates getroffen werden kann, in dem des Patent erteilt wurde, den Bedürfnissen der Praxis Rechnung, indem die Klärung vertragsrechtlicher Streitigkeiten auch dann ermöglicht wird, wenn Fragen des Immaterialgüterrechts betroffen sind. In der Vergangenheit war es gelegentlich nicht möglich eine Schiedsgerichtsabrede durchzusetzen, weil ein Schiedsgericht wegen der Problematik einer möglicherweise zu treffenden Entscheidung über Rechte des geistigen Eigentums als nicht sinnvoll angesehen wurde. Es ist deshalb zu begrüssen, dass im Rahmen der geplanten Konvention eine ausdrückliche Regelung zur Inzidentprüfung getroffen wird. Durch die Zulassung einer Inzidentprüfung kann dieses Argument nicht gegen die Vereinbarung einer Gerichtsstandsklausel geltend gemacht werden. Dies dürfte den Abschluss von Gerichtsstandsvereinbarungen in Lizenzverträgen erleichtern. Möglicherweise würden auch Schiedsgerichtsklauseln in Lizenzverträgen mittelbar von einer derartigen Regelung profitieren.

5. Einstweilige Sicherungsmassnahmen

Der geplante Entwurf der Konvention trifft keine Regelungen über einstweilige Sicherungsmassnahmen. Dies ist bedauerlich, weil Sicherungsmassnahmen im Rahmen des einstweiligen Rechtsschutzes bei Urheberrechtsverletzungen besondere Bedeutung haben. Eine entsprechende Regelung von Sicherungsmassnahmen, insbesondere eine entsprechende Zuständigkeitsregelung wäre deshalb insbesondere für die Praxis bei Lizenzverträgen über geistiges Eigentum sinnvoll, zumal es im internationalen Rechtsverkehr schwierig ist, einstweilige Anordnungen, die in einem Land ergangen sind, in einem anderen Land vollstreckt zu bekommen.

6. Schadensersatz

Die Regelungen in Art. 15 stellen u.E. einen angemessenen Kompromiss dar, der einerseits die Interessen der USA hinsichtlich der Durchsetzung von Strafschadensersatz andererseits die europäischen ordre public Vorbehalte gegen eine Vollstreckung von Strafschadensersatz berücksichtigt.

7. Allgemeine Aussagen

Es wäre sicherlich zu begrüssen, wenn auch Verträge mit Verbrauchern in eine entsprechende Konvention eingeschlossen werden könnten. Desweiteren könnten besondere Fragen, die sich aus der Verbreitung des Internet- und E-Commerce ergeben, eingeschlossen werden. Da jedoch offenbar zu diesen Fragen mit der US-amerikanischen Seite keine Einigkeit erzielt werden konnte, sollte jetzt zunächst versucht werden, die Konvention auf Basis des derzeit vorliegenden Entwurfes möglichst bald fertig zu stellen. Weitere Gesichtspunkte könnten dann später im Rahmen einer Revision der Konvention vereinbart werden.

Wir hoffen, dass diese Stellungnahme hilfreich ist. Für Rückfragen stehen wir jederzeit zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüssen

Dr. Mathias Lejeune





Prof. Dr. Alfred Büllesbach

Sprecher des Fachausschusses Vertragsrecht

Vorstandsvorsitzender 










� 407 U.S. 1 (1972)


� Siehe hierzu Lejeune, RIW 98, 8ff S. 9, Schütze RIW 2004, 162ff S. 164/165


� Siehe Schack, Einführung in das US amerikanische Zivilprozessrecht, 3. Aufl. 2003 S. 35


� 56 U.S.L.W. 4595, vgl. dazu auch Lejeune a.a.O. bei FN 2 S.Y


� 482 U.S. 522


� Vgl. auch bei Schütze a.a.O. bei FN 2


� Vgl. hierzu Yahoo v. LICRA; 169 F. Supp. 2d 1181(N.D.Cal.2001)
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